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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
Finanzierung der Kosten fur 2017 tber WVV und ESWE-Verkehr.
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Citybahn Mainz-Wiesbaden, Griindung Projektgesellschaft Citybahn, Bereitstellung der Mittel fur
Vor- und Entwurfsplanung und fir Blrgerbeteilgung

Anlagen:

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass

1.1. seit Jahren die Fahrgastentwicklung in Wiesbaden weit tiber dem Bundesdurchschnitt liegt
und der 6ffentliche Verkehr nicht mehr alleine mit Bussen zu bewaéltigen ist.

1.2. die viel zu hohe Stickstoffbelastung der Luft in Wiesbaden zu einem wesentlichen Teil vom
Verkehr verursacht wird.

1.3. die Citybahn mit ihrer hohen Fahrgastkapazitat die Innenstadt deutlich von Busfahrten
entlasten kann, aufgrund ihres eigenen Fahrweges eine wesentlich héhere Plinktlichkeit und
Zuverlassigkeit bietet und in ihrer vollelektrischen Auspragung einen wesentlichen Baustein
des angestrebten emissionsfreien OPNV in Wiesbaden bildet.

1.4. sich mit Schreiben vom 21.06.2016 sieben der im Wiesbadener Stadtparlament vertretenen
Fraktionen fiir die Einflihrung einer Citybahn ausgesprochen haben.

1.5. die Vorplanung der Strecke ,,Theodor-Heuss-Brlicke bis Hochschule RheinMain,
Wiesbaden® in 2017 begonnen und abgeschlossen werden soll und die Finanzierung der
Vorplanung dieser Strecke so vorgesehen ist, dass die geschatzten Kosten in Hohe von 3,1
Mio. € durch Einsparungen im Wirtschaftsplan 2016 von ESWE Verkehr (2,635 Mio. €) und
durch den zugesagten Landeszuschuss (0,465 Mio. €) ausgeglichen werden kdnnen.

1.6. ESWE Verkehr die Ausschreibung fur die Vorplanungsleistungen der Citybahn Strecke
(HOAI-Leistungsphasen 1 und 2) bereits EU-weit bekannt gemacht hat und dass die
Vergabe durch ESWE Verkehr unter Einhaltung aller vorgeschriebenen Fristen Ende Mérz
2017 an den geeignetsten Bieter erfolgen kann.

1.7. die erfolgreiche Umsetzung der Citybahn eine friihzeitige Birgerbeteiligung bei allen
wesentlichen Planungsschritten verlangt, die umfassend und transparent sein muss und die
berechtigte Birgeranliegen aufgreift. Die Birgerbeteiligung soll direkt im Anschluss nach
dem Beschluss dieser Vorlage beginnen.
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2.1.

2.2.

Es wird beschlossen:

Dezernat IV / ESWE Verkehr wird beauftragt, parallel zu der bereits gemeinsam von der
Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH (MVG), der ESWE Verkehrsgesellschaft mbH (ESWE
Verkehr), dem Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (RMV) und der Rheingau-Taunus-
Verkehrsgesellschaft mbH (RTV) vergebenen Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) fur die
Citybahn Mainz - Wiesbaden - Bad Schwalbach - die Vor- und Entwurfsplanung fur die
Strecke ,,Theodor-Heuss-Briicke bis Hochschule RheinMain, Wiesbaden* in 2017 zu
vergeben.

Dezernat | /WVV wird beauftragt, dass

. die weitere Verfolgung des Projektes Citybahn in Planung und Bau durch eine Projektge-

sellschaft Citybahn als Tochtergesellschaft der WVV Wiesbaden Holding GmbH erfolgt und
dass als Gesellschaft entweder eine bereits vorhandene GmbH-Mantelgesellschaft oder eine
neu zu grindende GmbH genutzt wird. Der Gesellschaftsvertrag und der Wirtschafts- und
Finanzplan werden bei Beschlussfassung zur Griindung der ,,City-Bahn GmbH" vorgelegt.

. sich die Landeshauptstadt Mainz, der Landkreis Rheingau-Taunus und der RMV direkt oder

jeweils Uber eine beherrschte Gesellschaft an der Projektgesellschaft beteiligen kénnen.

. von der WVV Wiesbaden Holding GmbH der Projektgesellschaft fir 2017 insgesamt bis zu

3,4 Mio. € in Form einer Kapitaleinlage zur Verfugung zu stellen sind. Der Bedarf von bis zu
3,4 Mio. £ teilt sich wie folgt auf:

bis zu 2,635 Mio. €
. fur die Vorplanung der Citybahnstrecke ,, Theodor-Heuss-Briicke bis Hochschule
RheinMain, Wiesbaden®,

bis zu 0,765 Mio. €

. fir den Beginn der sich an die Vorplanung anschlieRenden Entwurfsplanung dieser
Strecke (0,1 Mio. €)

. fur die umfassende Birgerbeteiligung und Kommunikation (0,6 Mio. €) und

. fur den Geschéftsbetrieb der Projektgesellschaft (0,065 Mio. €)

Von den bis zu 3,4 Mio. €, die insgesamt als Kapitaleinlage zur Verfigung zu stellen sind,
werden 2,635 Mio. € durch Einsparungen im Wirtschaftsplan 2016 ESWE Verkehr erbracht.
Bis zu 0,765 Mio. € werden von der WVV Wiesbaden Holding GmbH zuséatzlich
bereitgestellt.

. Uber die Zurverfiigungstellung weiterer Finanzmittel fiir die Jahre 2018 ff mit der Vorlage des

Wirtschaftsplanes der jeweiligen Jahre entschieden wird. Uber die Investitionskosten / Zu-
schisse (Strecke, Fahrzeuge) und die Betriebskosten wird nach Fertigstellung der Geneh-
migungsplanung entschieden.
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D Begriindung

l. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitét, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Notwendigkeit der Citybahn

Wiesbaden braucht aus drei wesentlichen Griinden die Citybahn Mainz-Wiesbaden in Form einer
GmbH:

1. Der o6ffentliche Verkehr ist aufgrund der weiter steigenden Fahrgastzahlen mit Bussen allein
nicht mehr zu bewaltigen. ESWE Verkehr hat seit 2008 ein weit Uber dem Bundesdurchschnitt
liegendes Wachstum der Fahrgastzahlen (2016: ESWE Verkehr 4,6 %, Bundesdurchschnitt
1,8 %) und auch in den nachsten Jahren ist von einem deutlichen Wachstum auszugehen.

Taktverdichtungen auf den Buslinien sind bereits jetzt in vielen Fallen nicht mehr mdglich, da
sich im Stadtzentrum die Busse, vor allem an den Haltestellen, gegenseitig behindern. Auch
groRRere Busse bieten keine Abhilfe. Dort, wo es die StraRen zulassen, werden schon jetzt
Gelenkbusse eingesetzt. Doppeldeckerbusse sind fir den Einsatz im grof3stadtischen
Spitzenverkehr nicht geeignet, da sie zwar theoretisch eine gré3ere Kapazitat besitzen, die
Fahrgaste aber das obere Deck kaum benutzen, weil sie beflirchten, nicht rechtzeitig zum
Ausstieg zu gelangen. Dies hat gerade ein Pilotvorhaben in Frankfurt noch einmal bestatigt.
Uberlange Gelenkbusse sind ebenfalls kritisch zu sehen, da vor allem die Wiesbadener
InnenstadtstraRen haufig zu eng sind und zu kleine Kurvenradien aufweisen und auch die
Haltestellenlangen in den meisten Fallen nicht ausreichend sind.

Die Citybahn mit ihrer hohen Fahrgastkapazitat wirde die Innenstadt deutlich von Busfahrten
entlasten. Aul3erdem bietet die Citybahn aufgrund ihres eigenen Fahrweges und der damit
verbundenen geringen Storanfalligkeit durch den tGbrigen Verkehr eine wesentlich hdhere
Punktlichkeit und Zuverlassigkeit als der Busverkehr.

Eine von ESWE Verkehr, MVG und RMV gemeinsam vergebene Machbarkeitsstudie bestétigt
die hohe Entlastungswirkung und Qualitatssteigerung der Citybahn bei einem sehr deutlich
positiven Nutzen-Kosten-Verhéltnis, so dass das Hessische Ministerium fur Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Landesentwicklung auf dieser Basis die Citybahn fiir das GVFG-Bundesprogramm
2017 beim Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur angemeldet hat und fur die
Vorplanung der Strecke ,, Theodor-Heuss-Briicke bis Hochschule RheinMain, Wiesbaden* einen
Planungskostenzuschuss von 15 % gewahrt.

Die fur die Gewéahrung von Bundeszuschiissen unerldssliche Nutzen-Kosten-Untersuchung
(NKU) wurde auf dieser Basis ebenfalls gemeinsam von ESWE Verkehr, MVG, RMV und RTV
bereits vergeben. Sie kann aber erst im Frihsommer 2017 fertiggestellt werden, weil das
standardisierte Verfahren zur Erstellung dieser NKU derzeit vom Bundesministerium fur Verkehr
und digitale Infrastruktur tiberarbeitet wird, und diese Uberarbeitung angewendet werden muss.
Zur Verkurzung der Planungsdauer soll aber mit dem Einverstandnis des Bundes und auf
Wunsch des Landes wegen der sehr positiven Ergebnisse der Machbarkeitsstudie mit der
Planung der Strecke ,, Theodor-Heuss-Briicke bis Hochschule RheinMain, Wiesbaden* bereits
jetzt begonnen werden.
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2. Die vollelektrische Citybahn bildet einen wesentlichen Baustein des angestrebten emissions-
freien OPNV in Wiesbaden und damit der dringend notwendigen Senkung der Schadstoft-
belastung der Luft. Sie fiihrt dartiber hinaus zu einer deutlichen Wanderung von Pkw-Nutzern
zum OPNV, was ebenfalls zur Luftreinhaltung beitragt. Die Machbarkeitsstudie geht von taglich
82.000 Fahrgasten aus, davon 22.000 neu gewonnen, im Wesentlichen vom Pkw.

3. Die Stadte Wiesbaden, Mainz und der Landkreis Rheingau-Taunushaben mittelfristig bessere
Zukunftschancen, wenn sie eng im Nahverkehr zusammenarbeiten. Auch dabei ist die Citybahn
ein ganz wichtiger Baustein.

4. Fur die potentielle Beteiligung der anderen Projektteilnehmer an der City Bahn ist eine
geeignete Organisationsform zu wahlen. Die GmbH als Gesellschaftsform bietet die
bestmogliche Voraussetzung, um sowohl das Projekt als auch einen moglichen spateren Betrieb
durchfihren zu kénnen.

Organisation

Far die weitere Verfolgung der notwendigen Citybahn-Aktivitaten wird die Griindung einer eigenen
Projektgesellschaft als Tochter der WVV Wiesbaden Holding GmbH vorgeschlagen, weil dadurch
eine Abgrenzung der Planungs- und Baukosten der Citybahn von den tbrigen OPNV-Kosten
Wiesbadens erleichtert wird. AuBerdem kénnen durch die angestrebte Beteiligung von Mainz, dem
Rheingau-Taunus-Kreis und dem RMV die einzelnen Planungen besser abgestimmt und dadurch
Kosten gespart werden.

Fur die Grindung dieser Projektgesellschaft kann entweder eine nicht genutzte Mantelgesellschaft,
die bereits vorhanden ist, genutzt werden oder es kann eine Neugrindung erfolgen. In beiden
Féallen sind die Grindungskosten gering, die Neugriindung erfordert einen langeren Zeitaufwand.

Die Betriebskosten kénnen ebenfalls niedrig gehalten werden, weil die Projektgesellschaft auf dem
Gelande von ESWE Verkehr untergebracht wird und damit die dort vorhandene technische und
betriebliche Infrastruktur mit genutzt werden kann.

Fur die fremd zu vergebenden Auftrage der Vorplanung (Leistungsphase 1 und 2 der HOAI) benétigt
die Projektgesellschaft in 2017 keine zusatzlichen Mittel. Die auf 3,1 Mio. € geschétzten Kosten
konnen durch Einsparungen von ESWE Verkehr im Wirtschaftsplan 2016 und durch den vom Land
zugesagten Zuschuss beglichen werden. Alle Kostenschéatzungen in dieser Vorlage fir
Investitionen, Planungen und Burgerbeteiligungen beruhen auf Erfahrungen aus in letzter Zeit
fertiggestellten und vergleichbaren oberirdischen Stadtbahnstrecken.”

Da aber nach der bisherigen Terminplanung noch in diesem Jahr mit der Entwurfsplanung
(Leistungsphase 3 HOAI) begonnen werden kann, werden hierflr in 2017 nach einer Grobplanung
noch ca. 0,1 Mio. € benétigt, die von der WVV Wiesbaden Holding GmbH bereitgestellt werden
mussten. Ebenso missten von der WVV Wiesbaden Holding GmbH fiir 2017 noch weitere ca. 0,6
Mio. € fur die notwendige frihzeitige Blrgerbeteiligung/Projektkommunikation und den
Geschaftsbetrieb der Projektgesellschaft bewilligt werden.
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Die folgende Tabelle fasst die benétigten Mittel in 2017 und den Finanzierungstrager zusammen:

Jahr | Position Mio. € Trager

2017 | Vorplanung 2,635 Einlage WVV Wiesbaden Holding GmbH
aus Einsparungen Wirtschaftsplan ESWE
Verkehr erwirtschaftet

nachrichtlich: 0,465 | Landeszuschuss
2017 | Beginn Entwurfsplanung 0,1 -

2017 | Burgerbeteiligung, 0,6 Einlage WVV Wiesbaden Holding GmbH
Kommunikation = (zusatzlich zu finanzieren)

2017 | Geschéftsbetrieb 0,065
Projektgesellschaft -

2017 | Gesamt WVV Wiesbaden | 3,4 WVV Wiesbaden Holding GmbH
Holding GmbH

2017 | Gesamt, einschl. 3,865 WVV Wiesbaden Holding GmbH und
Landeszuschuss Land

Zeitplan

Der ehrgeizige Zeitplan fur die Strecke ,, Theodor-Heuss-Briicke bis Hochschule RheinMain,
Wiesbaden* sieht einen Abschluss der Genehmigungsplanungen in 2019 und einen frilhestmog-
lichen Baubeginn Ende 2019/Anfang 2020 vor.

Eine Aufnahme des Verkehrs (ggf. auf einer Teilstrecke) kénnte dann ab 2022 erfolgen. Zu diesem
Zeitpunkt soll auch bereits ein wesentlicher Teil der verbleibenden Busse im Rahmen der Ziel-
setzung ,Emissionsfreier OPNV* durch E-Busse ersetzt werden.

Finanzierung:

Die Investitionskosten fur den Fahrweg der Strecke ,,Theodor-Heuss-Brlicke bis Hochschule
RheinMain, Wiesbaden” werden in der Machbarkeitsstudie auf 149 Mio. € geschéatzt. Davon wirde
der Bund 60 % der zuwendungsfahigen Kosten tragen. Mit dem Land Hessen sollte durch Verhand-
lung eine hochstmogliche Beteiligung von bis 27,5 % erreicht werden kdnnen. Der Rest von bis zu
12,5 % verbleibt bei der Landeshauptstadt Wiesbaden.

Die gesamten Planungskosten (einschlief3lich Bauoberleitung) kdnnen auf 18 % der Baukosten,
also rund 27 Mio. €, die sich auf die Jahre 2017 bis 2019 verteilen, geschatzt werden. Daflir werden,
bis auf den vom Land zugesagten Zuschuss zu den Vorplanungskosten, keine Zuschiisse vom
Bund oder Land gezahlt.

Die Investitionskosten fur die Fahrzeuge lassen sich derzeit nur sehr grob mit 20 Mio. € schatzen.
Zuschusse des Bundes gibt es fiir die Fahrzeuge nicht. Das Hessische Ministerium fur Wirtschatt,
Energie, Verkehr und Landesentwicklung bereitet derzeit aber eine Regelung zur Fahrzeugfér-
derung durch das Land vor. Geplante Férderquoten sind jedoch noch nicht bekannt.

Im Fahrbetrieb ist die Citybahn allerdings kostengunstiger als die alternative Busbedienung, denn
die Citybahn hat sowohl geringere Personal- als auch Energiekosten und auch geringere Unterhal-
tungskosten als der alternative Busbetrieb.
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Birgerbeteiligung/Kommunikation

Die erfolgreiche Umsetzung des Projektes Citybahn verlangt eine friihzeitige Birgerbeteiligung bei
allen wesentlichen Planungsschritten, die umfassend und transparent sein muss und die berechtigte
Birgeranliegen aufgreift. Die Blrgerbeteiligung soll direkt im Anschluss nach dem Beschluss dieser
Vorlage beginnen.

Ebenso notwendig ist eine umfassende Kommunikation, die auch die Information der maR3geblichen
Institutionen wie Verb&nde und Vereine umfasst. Eine erste Kommunikationsrunde soll ebenfalls
nach dem Beschluss dieser Vorlage durch die StVV erfolgen.

Die bendtigten Finanzmittel fur Blrgerbeteiligung/Kommunikation werden fur die Jahre 2017 - 2019
auf jeweils 0,6 Mio. €, also insgesamt 1,8 Mio. € geschatzt und werden weder vom Bund noch vom
Land bezuschusst.

Il._Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die MalRBnahme tragt der demografischen Entwicklung Rechnung, da die stark ansteigende Zahl der
alteren Einwohnerinnen und Einwohner, sowie die sich wandelnde Wertevorstellung der jingeren
Generationen, bei der die standige Autobenutzung nicht mehr im bisherigen Umfang im
Vordergrund steht, den Ausbau des OPNV erfordert.

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der Erschlie3ung von Geb&auden und des o6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Die Vorgaben zur unbehinderten Mobilitat gemaR der aktuellen Regel- und Sonderbauweisen des
Oberbaus offentlicher Verkehrsflachen in der Landeshauptstadt Wiesbaden werden beriicksichtigt.
Darin sind die gultigen Vorschriften und DINs bertcksichtigt.

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, Januar 2017

Sigrid Moricke
Stadtratin



	Umweltamt: Umweltprüfung

